
Außerordentliche Bundesdelegiertenkonferenz
Berlin, 25. Juni 2011

Beschluss (vorläufig)

Sicherheit ist nicht verhandelbar

Fukushima hat gezeigt, dass ein Betrieb von Atomkraftwerken überhaupt nur unter schärfster 
Einhaltung der geforderte Sicherheitsauflagen verantwortbar ist.

Die Risikovorsorge ist diesen Erkenntnissen, wie dem jeweils erreichten Stand von Wissenschaft 
und Technik so schnell wie möglich anzupassen. Fragen der betriebswirtschaftlichen Rentabilität 
sind demgegenüber eindeutig nachrangig. Der Anspruch der Bevölkerung auf Sicherheit ist hö-
her zu werten als der Anspruch der Betreiber auf „Gewinn“.

Wenn die Begründung der Regierungsvorlage zum Atomgesetz den bestehenden Anlagen in 
Deutschland eine „hohe Robustheit“ in punkto Sicherheitstechnik bescheinigt, so ist das nicht 
nachvollziehbar und nicht belegt. Der Bericht der Reaktorsicherheitskommission, auf den sich 
die Einschätzung stützt, hat lediglich Betreiberunterlagen ausgewertet, diese aber weder über-
prüft, noch die staatliche Atomaufsicht am Verfahren beteiligt. Kriterium der Bewertung war 
nicht der gegenwärtig erreichte Stand der Wissenschaft und Technik, sondern der- heute viel-
fach überholte – Stand zum Zeitpunkt der erteilten Betriebsgenehmigung. Tatsächliche Sicher-
heitsüberprüfungen fanden nicht statt. Weder wurden Alterungseffekte untersucht, noch der 
Absturz eines Großraumflugzeugs betrachtet. Und dennoch musste eingestanden werden, dass 
ein vollständiges Versagen der Notstromversorgung – das sog. „Station Blackout“, welches ur-
sächlich zum Ausfall der Kühlsysteme in Fukushima führte – nach bisherigem Kenntnisstand in 
allen deutschen AKWs nicht ausgeschlossen werden kann.

Die tatsächlichen Risiken eines Weiterbetriebs von Atomkraftwerken dürfen nicht – wie im RSK-
Bericht – schöngeredet werden, vielmehr haben wir die durchaus ethische Verpflichtung, dann 
auch alles Sinnvolle und Mögliche zu ihrer Verringerung zu tun. Im Einzelnen sind hier erforder-
lich:

• Alle weiter betriebenen AKWs müssen unverzüglich echten Stresstests unterzogen wer-
den. 

• Die wichtigsten Sicherheitskriterien, wie auch die Verbindlichkeit des neuen kerntechni-
schen Regelwerkes müssen in das Atomgesetz übernommen werden. 

• Für alle AKWs muss eine redundante, von Stromnetzen unabhängig (batteriebetriebene) 
Notstromversorgung sichergestellt sein, die für mindestens 72 Stunden funktionsfähig 
ist. 

• Es muss für jedes AKW Notsteuerstellen geben, die verbunkert und von der Anlage hin-
reichend entfernt sind. Die Leitungen müssen auch schwersten Störfallen standhalten. 

• Die Auslegung aller Anlagen (AKWs wie Zwischenlager) für Erdbeben in vor Ort prinzi-
piell nicht auszuschließender Stärke wie für dadurch bewirkte Erdbewegungen ( wie Erd-
rutsche) ist neu zu überprüfen und zu bewerten. Eine nukleare Anlage kann nur dann 
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weiterbetrieben werden, wenn Schäden durch derartige Szenarien nach menschlichem 
Ermessen auszuschließen sind. 

• Die Sicherung der Anlagen vor Überschwemmungen, einschließlich der aus Kanälen, 
muss gewährleistet sein. 

• Kühlleitungssysteme müssen so weit – etwa durch Verbunkerung – gesichert sein, dass 
ihre Zerstörung durch Außeneinwirkungen praktisch ausgeschlossen werden kann. 

• Die Anlage muss gegen den Absturz auch von Großraumflugzeugen so weit gesichert 
sein, dass weder die Reaktorhülle, noch die Kühlleitungen und die (zumindest) Not-
stromversorgung dadurch zerstört werden können. 

• Gleichwertige Sicherheiten sind für die Brennelemente-Becken zu garantieren. 

• Alle Anlagen sind vollständig IT-sicher (against cyber attacs) zu betreiben. 

• Die Siedewasserreaktoren sind daraufhin zu überprüfen, ob Folgen eines Störfalles wie 
in Fukushima, etwa durch Flugzeugabstürze, Terroranschläge oder Erdbeben auszu-
schließen sind. Ist dies nicht der Fall, ist diesen die Betriebsgenehmigung dauerhaft zu 
entziehen. 

Wir setzen uns dafür ein, dass diese Anforderungen zur Verbesserung der Sicherheitstechnik 
wenn auch zeitlich begrenzt aber weiter betriebener AKWs – unabhängig von ihrer tatsächli-
chen Laufzeit – noch in der laufenden Legislaturperiode verbindlich gemacht werden. Gelingt 
das nicht, werden wir im Fall einer Regierungsbeteiligung in der kommenden Legislaturperiode 
den Weiterbetrieb von der Umsetzung dieser Maßnahmen abhängig machen.

Wir wollen die wichtigsten Sicherheitskriterien schrittweise der aktuellen Gefährdungslage an-
passen und die Sicherheitsanforderungen im Atomgesetz selbst verankern.

Daher fordern wir einen Stufenplan für mehr atomare Sicherheit. Die grundlegende Sicherheits-
überprüfung aller deutschen AKW wollen wir vorziehen. Wir fordern zeitnah die Umsetzung ei-
nes Stufenplans mit folgenden Schritten:

– Sofortmaßnahmen: Überprüfung deutscher AKW und gesetzlich fixierte Sicherheitskrite-
rien

Die verpflichtende Umsetzung des „Kerntechnische Regelwerkes“ und die wichtigsten Sicher-
heitsanforderungen müssen ins Atomgesetz selbst aufgenommen werden, ebenso wie der jetzi-
ge §7d ersetzt werden muss durch eine echte Betreiberpflicht zur Sicherheit. Mit den Überprü-
fungen der AKW nachdem neuen kerntechnischen Regelwerk und den offenen Prüfaufträgen 
aus den „Stresstest“ ist sofort zu beginnen.

– Alle AKW müssen umgehend neuen Umweltgefahren gegenüber geprüft werden:

Auch wegen des Klimawandels sind die Gefahren von Sturmfluten, Hochwasser und Stürmen 
gewachsen. Die Erdbebenwahrscheinlichkeiten wurden erhöht. Fukushima zeigt: AKW brau-
chen größere Sicherheitsreserven, als bei der Erbauung gedacht. KlimaexpertInnen sollen die ak-
tuellen Umweltgefahren prüfen und verbindliche Sicherheitskriterien festlegen.

– die AKW müssen den neuen Gefahren des Terrors gewachsen sein:

Seit dem September 2001 wächst die Terrorgefahr mit jedem weiteren Krisenherd an. Deutsche 
AKW müssen ein akzeptables Schutzniveau gegen Terrorangriffe nachweisen, seien es Flugzeu-
gabstürze, Cyberattacken aus dem Internet oder direkte Attentate.
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